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seinen Zuständigkeitsbereich das Umschlag-
verfahren weiter, solange bei den Kontrollen in 
Bayern keine Unstimmigkeiten auftreten. 

Auf Bundesebene ist geplant, den § 276 SGB V 
dahingehend zu ändern, dass die Kranken-
kassen zwar weiterhin personenbezogene 
Daten beim Leistungserbringer anfordern 
können, der Rücklauf aber nur noch direkt an 
den MDK zu erfolgen habe. Damit wäre das 
bisherige Umschlagverfahren auch in Bayern 
Geschichte.

Jodok Müller (BLÄK)

unmittelbar an diesen zu übermitteln, soweit 
dies für die gutachtliche Stellungnahme und 
Prüfung erforderlich ist.“ Die Bedeutung des 
Begriffes „unmittelbar“ liege dabei auf der 
Hand und schließe im Gegensatz zu „mittel-
bar“ die Einbeziehung Dritter aus. 

Diese neue Regelung gelte für alle bundesunmit-
telbaren Krankenkassen. Für die landesunmit-
telbaren Krankenkassen und deren Verbände, 
wie zum Beispiel die AOK Bayern oder die baye-
rischen Betriebskrankenkassen, ist der Baye-
rische Landesbeauftragte für den Datenschutz, 
Dr. Thomas Petri, zuständig. Petri akzeptiert für 

Das sogenannte „Umschlagverfahren“ bei der 
Übermittlung von Patientendaten an den Me-
dizinischen Dienst der Krankenversicherung 
(MDK) stand schon öfter aus Datenschutz-
gründen in der Kritik. Bei diesem Verfahren 
gibt der Arzt die angeforderten Patienten-
unterlagen in ein Kuvert mit der Aufschrift 
„Ärztliche Unterlagen – nur vom MDK zu öff-
nen“ und klebt dieses Kuvert zu. Dieses MDK-
Kuvert wird dann in einen zweiten Umschlag 
gesteckt und an die zuständige Krankenkasse 
geschickt. Häufig werden von den Kranken-
kassen dafür schon adressierte und frankierte 
Kuverts zur Verfügung gestellt. Die Kranken-
kassen öffnen dann den Brief, in dem sich 
das Kuvert für den MDK befindet und sollten 
dieses MDK-Kuvert dann direkt an den MDK 
weiterleiten, ohne es zu öffnen. Die Bundes-
beauftragte für den Datenschutz und die In-
formationsfreiheit (BfDI), Andrea Voßhoff, hat 
nun die bundesunmittelbaren Krankenkassen 
im Tätigkeitsbericht für die Jahre 2013 und 
2014 aufgefordert, das Umschlagverfahren 
einzustellen und künftig nur noch einen an 
den MDK direkt adressierten Umschlag an die 
Ärzte zu schicken. Davon nicht betroffen sind 
die sogenannten Gutachterverfahren nach 
der Psychotherapie-Richtlinie des Gemein-
samen Bundesausschusses (G-BA). Hier gebe 
es einen Unterschied, da es keine gesetzliche 
Regelung für eine unmittelbare Übersendung 
der Daten an den MDK gibt.

Voßhoff musste feststellen, dass die daten-
schutzrechtlichen Vorgaben beim Umschlag-
verfahren bei den vom BfDI kontrollierten 
Krankenkassen häufig nicht beachtet wur-
den. Kontrollen hätten dies bestätigt. Au-
ßerdem sei ihr aufgefallen, dass vom MDK 
in einem verschlossenen Umschlag erhaltene 
Unterlagen an die Krankenkasse zur dorti-
gen Ablage offen zurückgegeben wurden. 
Spätestens zu diesem Zeitpunkt erhielt die 
Krankenkasse Kenntnis vom Inhalt der Un-
terlagen. Die Bundesdatenschutzbeauftragte 
erwarte deshalb, dass künftig die Bestim-
mung im § 276 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halb-
satz Sozialgesetzbuch V (SGB V) von den 
Krankenkassen, dem MDK und den Ärzten 
als Leistungserbringer eingehalten werde. 
Darin heißt es: „... haben die Krankenkas-
sen nach § 275 Abs. 1 bis 3 eine gutachtli-
che Stellungnahme oder Prüfung durch den 
Medizinischen Dienst veranlasst, sind die 
Leistungserbringer verpflichtet, Sozialdaten 
auf Anforderung des Medizinischen Dienstes 
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